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Andreas Edhofer 

 

25 Jahre Gewaltprävention im vereinten Deutschland – Be-

standsaufnahme und Zukunftsperspektiven – Opfer von Ge-

walt 
 

I. Rückblick auf die Entwicklung der Prävention im Bereich 

„Opfer von Gewalt“ 

 

Vorbemerkungen 

 

Im Symposium wird der Zeitraum 1990 bis 2015, 25 Jahre Ge-

waltprävention im vereinten Deutschland, behandelt. Erst 1998, nach 

meinem Abschluss als Diplom-Pädagoge an der Technischen Universi-

tät Dresden, kam ich zur professionellen Opferhilfe. Damals suchte ich 

nach einer ehrenamtlichen Betätigung im sozialen Bereich und wurde 

auf eine Mitarbeit im Vorstand der Opferhilfe Sachsen angesprochen. 

Mein Engagement beschränkte sich bis 2004 auf dieses Ehrenamt. 

Dann wurde mir die Geschäftsführung des Vereins angeboten. Auf 

Grund der erfreulichen Entwicklung des Opferhilfe Sachsen e.V. und 

der Erhöhung der administrativen Aufgaben wurde ich 2011 haupt-

amtlicher Geschäftsführer.  

 

Während meiner Tätigkeit vertrat ich den sächsischen Verein auch 

häufig im Arbeitskreis der Opferhilfen in Deutschland (ado) e.V. Gern 

nahm ich 2014 die Wahl zu einem der beiden Vorstandsmitglieder des 

bundesweiten Dachverbandes für professionelle Opferhilfen an. Somit 

kann ich aus persönlichem Erleben nur einen Teil des 25 Jahre umfas-

senden Zeitraums einschätzen. Deswegen beruhen meine Einschätzun-

gen – im Bereich „Opfer von Gewalt“ wesentlich auch auf Gesprächen 

mit den langjährigen Protagonisten des professionellen Opferschutzes 

in Deutschland.  

 

Opferschutz und Opferhilfe sind zunächst einmal opferbezogene, ter-

tiäre oder indizierte Prävention zur Verminderung von Viktimisierung 

bzw. oft, und gerade bei den schwierigen Fällen um die Verhinderung 
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sekundärer Viktimisierung.
1)

 Dabei dient Prävention nicht unbedingt 

der Verhinderung neuer Straftaten, sondern zur Verhinderung schwe-

rerer Tatfolgen für das Opfer. Professionelle Entlastungsgespräche oder 

eine methodische Stressbearbeitung nach der Tat (Demobilization, De-

fusing, Debriefing usw.) können somit helfen, Erlebtes zu verarbeiten 

und einer posttraumatischen Belastungsstörung vorzubeugen. Schließ-

lich kann auch die Begrenzung der schädigenden Auswirkungen eines 

Strafverfahrens für den Betroffenen zur Verhinderung schwerer psychi-

scher und gesundheitlicher Folgen beitragen. An dieser Stelle bieten 

geschulte und erfahrene psychosoziale Prozess- und Zeugenbegleiter 

einen wirksamen Schutz für das Opfer und gleichzeitig einen kon-

struktiven Beitrag für einen effektiven Prozessablauf. Zudem müssen 

Staat und Gesellschaft für die direkt Betroffenen von Straftaten „das 

System des institutionellen Vertrauens“
2)

 wiederherstellen helfen. In der 

Rechtspolitik heißt das „positive Generalprävention“.  

 

Zur selektiven oder situativen Prävention nach Steffen
3)

 sind zum Bei-

spiel Informationsveranstaltungen und Schulungen des Opferhilfe 

Sachsen e.V. zu zählen, die sich an Kinder und Jugendliche oder Perso-

nen in besonderen Problemlagen richten. So wird in Kooperation mit 

fairaend – Konfliktberatung aus Köln in Zwickau und Umgebung das 

Projekt „No Blame Approach“ zum Thema „Mobbing in der Schule“ 

angeboten. Dabei geht es um ressourcenorientierte Intervention des 

pädagogischen Fachpersonals genauso wie der Schüler und Klassen, 

um Mobbing oder die schwerwiegenden Folgen des Mobbings wir-

kungsvoll zu begegnen. In der Stadt Chemnitz bieten Mitarbeiter des 

Vereins zusammen mit der Polizei und Rechtsanwälten das Projekt 

„Planspiel Gerichtsverhandlung“ an, damit ältere Schüler einerseits den 

Ablauf von Gerichtsverhandlungen authentisch erleben können und 

andererseits sich mit der Opferperspektive sensibel auseinandersetzen 

können. Für von Gewalt betroffene Frauen bieten die Dresdner Kolle-

ginnen gemeinsam mit speziellen Trainerinnen WENDO-Kurse an, um 

ihre Selbstsicherheit und Selbstbehauptung für den Alltag zu trainieren 

und ihnen Methoden der Selbstverteidigung in Gefahrensituationen 

beizubringen.  
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Für diese selektiven Präventionsprojekte steht üblicherweise der nor-

male Haushalt der Institution nicht zur Verfügung. Neben den Kernauf-

gaben der professionellen Opferhilfe, die psychosoziale Beratung und 

Begleitung als indizierte Prävention, sind also weitere präventive Maß-

nahmen nur mit zusätzlichen Projektgeldern oder Spenden nebenbei zu 

realisieren. Das ist kontraproduktiv für eine kontinuierliche Präven-

tionsarbeit innerhalb der Opferhilfe und damit für den erhofften wir-

kungsvollen Beitrag zur Gewaltprävention. 

 

Lassen Sie mich einen Blick auf die Entwicklung der Prävention durch 

Opferschutz werfen: 

 

 

Ausgangslage Anfang der 1990er Jahre 

 

In den 1970er Jahren begann sich in der damaligen Bundesrepublik die 

rechtspolitische Diskussion zur Rolle des Kriminalitätsopfers zu wan-

deln. Bis dahin stand – selbst in den sozialen Diensten der Justiz – le-

diglich der Straftäter im Mittelpunkt. Die Geschädigten von Straftaten 

wurden als Zeugen, also Mittel zum Zweck der Verurteilung angese-

hen. Jetzt richtete sich die Perspektive allmählich auf die Opfer und de-

ren Situation. Erste Änderungen in der Strafprozessordnung (1975, §§ 

241 a, 247) dokumentierten den Beginn eines besseren Opferschutzes 

im Strafverfahren. Maßgeblich ergänzt wurde diese Entwicklung, ge-

mäß dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 des Grundgesetzes) durch 

das Opferentschädigungsgesetz (OEG) von 1976 und dessen Neufas-

sung von 1985. 

 

Mit der Gründung des Weißen Rings, 1976, entstand ein erster Träger, 

der auch Begleitung zu Behörden und Gerichtsterminen organisierte. 

Neben finanziellen Unterstützungen und der Hilfe bei der Durchsetzung 

von Ansprüchen nach dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) beruhte 

diese Beratung und Begleitung auf der ehrenamtlichen Tätigkeit von 

Laien.  
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Das bürgerschaftliche Engagement spiegelte sich damals ferner in den 

zahlreichen Gründungen spezieller Beratungsstellen, beispielweise für 

Frauen nach sexueller Gewalt, wie z.B. der Aachener Frauennotruf 

(1981), der Frauennotruf Frankfurt (1982) oder der Frauennotruf Biele-

feld (1982). Diese privaten Initiativen wendeten sich zum einen prä-

ventiv gegen Gewalt und Diskriminierung von Frauen, und standen an-

dererseits beratend und begleitend Frauen bei, die sexualisierte Gewalt 

erfahren hatten.  

 

Durch die Gründung einer ersten staatlich initiierten und sich auf So-

zialpädagogen als hauptamtliche Mitarbeiter stützenden Hilfeeinrich-

tung für Kriminalitätsopfer, der Hanauer Hilfe, als Modellversuch 

1984, wurde das Sozialstaatsgebot, über die feministischen Ansätze hi-

naus, zur Grundlage professionellen Handelns in der Opferhilfe. Es 

gründeten sich anschließend weitere Fachorganisationen, wie zum Bei-

spiel die Opferhilfe Berlin e.V. (1986) und die Opferhilfe Hamburg 

e.V. (1986), die sich dann 1988 zum „Arbeitskreis der Opferhilfen in 

der BRD“ zusammenschlossen. Neben Beratungsstellen, die ihr Ange-

bot an weibliche und männliche Kriminalitätsopfern sämtlicher Delikt-

arten richten, fanden auch manche der spezialisierten Einrichtungen 

(für Frauen, Kinder, Opfer homosexueller Gewalt) den Weg in diesen 

Dachverband.
4
  

 

Leitlinien der professionellen Opferhilfe wurden bis Anfang der 1990er 

Jahre sukzessive entwickelt und erprobt. So wurde für den institutionel-

len Rahmen festgestellt, dass die Betreuung der Opfer von Straftaten ei-

ne staatliche Aufgabe sei, „so, wie die Sozialarbeit für Straftäter selbst-

verständlich vom Staat finanziell getragen wird“
5
. Mitarbeiter in der 

Beratung und Begleitung müssen qualifiziert sein. Sie haben entspre-

chende Grund- und Zusatzausbildungen, agieren mit dem notwendigen 

Einfühlungsvermögen und gleichzeitig mit der professionellen Distanz. 

Sie nehmen regelmäßig an Fall- und Teamsupervisionen wie an Fortbil-

dungen teil. Zu den Prinzipien der Beratung gehören Vertraulichkeit, 

die Unabhängigkeit von einer Strafanzeige, der freiwillige, unentgeltli-

che Angebotscharakter und eine für die Anliegen des Opfers offene 

Grundhaltung, die indes nicht zu Lasten des Beschuldigten oder des 
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Strafverfahrens gehen darf. Dabei soll immer die Autonomie der Be-

troffenen gewahrt werden. Die Beratungsräume sind zentral und bar-

rierefrei erreichbar, und die Hilfe erfolgt zu festen Sprechzeiten und 

möglichst ohne Wartezeit. Die Beratungsstellen funktionieren als An-

lauf-, Clearing- und Weitervermittlungsstelle (Case Management). Vie-

le der Einrichtungen bieten – und haben die fachlichen und institutio-

nellen Voraussetzungen dafür – die psychosoziale Zeugenbegleitung 

am Gericht, therapeutische Hilfe sowie den Täter-Opfer-Ausgleich an.  

 

Ein wesentlicher Fortschritt in der Entwicklung der Opferrechte war 

1986 das Opferschutzgesetz.
6
 Durch die Wiedervereinigung musste 

wenig später vorrangig der Auf- und Ausbau einer rechtsstaatlichen 

Justiz in den neuen Ländern vorgenommen werden. Erst ab 1996 kam 

es zu Gründungen in einigen der ostdeutschen Bundesländern (Opfer-

hilfe Sachsen e.V., Verein „Hilfe für Opfer von Straftaten M-V“ e.V., 

Opferhilfe Land Brandenburg e.V.).  

 

An der ostdeutschen Entwicklung zeigte sich jedoch auch schon ein 

grundsätzliches Problem der föderalen Struktur. Bereits 1990 wurde in 

Sachsen-Anhalt die erste staatliche Opferhilfe als ein weiterer Teil des 

Sozialen Dienstes der Justiz eingerichtet. Einerseits war das zwar ein 

eindeutiges Signal des Staates, den Opferschutz ernst zu nehmen. Die 

damit gegebene Justiznähe und für den Ratsuchenden von außen 

schwer erkennbare Unabhängigkeit vom Gericht, kann fachlich kritisch 

gesehen werden.  

 

Immer noch fehlt in mehreren Bundesländern eine eigenständige pro-

fessionelle Opferhilfe, so in Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-

Westfalen oder Thüringen. Oft wurde mit dem Verweis auf den Weißen 

Ring e.V. – der sich flächendeckend präsentieren konnte – die Not-

wendigkeit einer gesonderten professionellen Opferhilfe in Abrede ge-

stellt oder die Zuständigkeit für den Opferschutz an bestehende Einrich-

tungen der Frauenverbände oder des Kinderschutzes delegiert. Dass 

damit der Zugang für viele Betroffene von Straftaten erschwert wurde 

bzw. versperrt war, stand auf einem anderen Blatt. 
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Dabei entwickelte sich – ausgelöst durch medienwirksame Jugend-

schutzverfahren – das Straf- und Strafprozessrecht (1994, 1997, 1998) 

und ebenso das Zivilrecht (1998) zu Gunsten eines ausgeweiteten 

Opferschutzes schon in den 1990er Jahren immer weiter. Bald schon 

wurde offensichtlich, dass weiterer Reformbedarf be-steht. Auf euro-

päischer Ebene gab es mit dem Rahmenbeschluss von 2001 „einen de-

taillierten Forderungskatalog zur Verbesserung der Rolle des Opfers in 

den Strafverfahren“.
7 

 

 

Welche Probleme wurden mit welchen Konzepten und mit wel-

chem Erfolg bearbeitet? 

 

Von Anfang an versuchte die professionelle Opferhilfe durch Erstel-

lung von Leitlinien und Mindeststandards die prinzipiellen Rahmenbe-

dingungen der konkreten Beratungs- und Begleitungsarbeit für ihre 

hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter systematisch zu be-

schreiben und nachvollziehbar festzulegen.
8
 Dabei spielten auch der re-

gelmäßige Meinungs- und Erfahrungsaustausch der im Arbeitskreis der 

Opferhilfen (ado) vereinigten Einrichtungen eine große Rolle. Bis heute 

wurden umfangreiche theoretische Materialien und praktische Erfah-

rungen zu den vielfältigen Organisationsformen, Konzepten, personel-

len Anforderungen, Ausstattungen und Finanzierungsbedingungen ent-

wickelt und gesammelt. Es erfolgt kontinuierliche Fortschreibung von 

Qualifikationsangeboten des ado oder dessen Mitglieder (z.B. Zertifi-

katskurs „Professionelle Opferhilfe: Opferberatung und psychosoziale 

Prozessbegleitung“, Fortbildung „Professionelle Opferhilfe“). Regel-

mäßige Fachtagungen greifen aktuelle Themen des Opferschutzes und 

der Opferhilfe auf. 

 

Kritisch anzumerken bleibt, dass es bis heute keine mit der profes-

sionellen Straffälligen-Hilfe vergleichbare bundesweite Förderung für 

die Vernetzung der professionellen Opferhilfe gibt. In einigen Bundes-

ländern konnten bisher – auf Grund fehlender finanzieller und ideeller 

Förderungen durch staatliche Behörden – keine tragfähigen Strukturen 

professioneller Opferhilfe aufgebaut werden.  
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Der von allen professionellen Opferhelfern getragene Wunsch nach ei-

nem Zeugnisverweigerungsrecht für Mitarbeiter anerkannter Einrich-

tungen – das es in Österreich und in der Schweiz bereits gibt – bleibt 

eine wichtige Forderung. Sie ergibt sich im Übrigen aus der Europäi-

schen Opferschutzrichtlinie
9
, da Opferhilfsdienste den Grundsatz der 

Vertraulichkeit einzuhalten haben.
10  

 

Seit Beginn der professionellen Opferhilfe stand auch die psychosoziale 

Begleitung von Opfern als Zeugen im Strafprozess auf der Agenda.
11

 

Es geht darum, die Betroffenen vor den Vernehmungen und Verhand-

lungen soweit zu stabilisieren, dass sie diese ohne vermeidbare Belas-

tungen überstehen und mit ihrer Aussage optimal zur Wahrheitsfindung 

beitragen. Eine Einschätzung des Wahrheitsgehalts der Berichte ist kei-

ne Aufgabe des Opferhelfers, obwohl auf Grund der beruflichen Erfah-

rung eine grundlegende Plausibilitätsprüfung der Anliegen von Ratsu-

chenden innerhalb der Beratung erfolgt. In den Amts- und Landgerich-

ten, in denen Mitarbeiter professioneller Opferhilfeeinrichtungen – oft 

seit Jahrzehnten – Zeugenzimmerbetreuen oder Zeugenbegleitung bzw. 

psychosoziale Prozessbegleitung nach § 406h StPO anbieten, hat sich 

regelmäßig ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis zwischen Justiz und 

Opferhilfe gebildet. 

 

Nach Schaffung der Rechtsgrundlagen für den Täter-Opfer-Ausgleich 

(TOA) im Jugendstrafrecht (1990) und im allgemeinen Strafrecht für 

Erwachsene (1994) waren Einrichtungen der professionellen Opferhilfe 

an dessen praktischer Umsetzung von Anfang an beteiligt.
12 

 

Praktisch sind meist eher geringfügige Delikte – vor allem jugendlicher 

Täter – sein Anwendungsbereich. Nach der gesetzlichen Regelung 

kommen durch die Strafrahmenverschiebung an sich aber auch schwere 

Straftaten in Betracht (Raub, versuchte Tötungsdelikte). Die präventive 

Funktion des TOA ergibt sich daraus, dass der Täter nicht eine Strafe 

hinzunehmen, sondern aktiv an einem Ausgleichsprozess mit dem 

Opfer mitzuwirken hat und aus dieser Mitwirkung eine persönliche 

Nachreifung folgen mag. Hier wäre vor allem bei den Gerichten noch 

Überzeugungsarbeit für eine breitere Anwendung neben der – dann 
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nach § 49 StGB reduzierten – Strafe zu leisten. Mitarbeiter des Hanauer 

Hilfe e.V. konnten selbst in schweren Fällen (Raubüberfall auf eine 

Spielothek, schwere Vermögensdelikte) sehr gute Erfahrungen mit dem 

TOA sammeln und somit erfolgreich indizierte Prävention für die 

Opfer- aber auch für die Täterseite umsetzen.  

 

Am TOA angelehnt kooperiert der Opferhilfe Sachsen e.V. seit 2003 

mit dem Verein für Straffälligenhilfe Görlitz e.V. in einem Projekt ge-

gen häusliche Gewalt. In diesem sozialen Trainingskurs konfrontieren 

die Mitarbeiter unseres Vereins die Tätergruppe mit der Opferperspek-

tive und führen – soweit erforderlich und von beiden Seiten gewünscht 

– mit allen Beteiligten Gespräche, um im Ergebnis eine deeskalierte 

und gewaltfreie Partnerschaft oder eine Trennung, gleichfalls ohne Ge-

walt, zu erreichen. Gerade in diesen Kursen erleben wir überwiegend, 

dass Betroffene von Gewalt in erster Linie nicht auf Rache oder Bestra-

fung des Täters aus sind. Sie wünschen vor allem, dass sich ihre Partner 

oder Ex-Partner bewusst machen, welches Leid sie ihnen angetan haben 

und unbedingt eine Verhaltensänderung von ihnen. Obwohl es für eine 

Opferhilfe-Organisation konzeptionell nicht möglich erscheint, mit Tä-

tern direkt zu arbeiten und beispielsweise ein Antigewalttraining an-

zubieten, erscheint dieses Co-Projekt als ein sinnvolles Beispiel für die 

Präventionsarbeit des Vereins. 

 

 

Wo stehen wir heute? 

 

Wenn ich heute – selbst von Bekannten – befragt werde, wo ich arbeite, 

kommt meistens nach meiner Antwort die Feststellung der Gegenseite 

„also beim Weißen Ring.“ Diese Organisation steht in der öffentlichen 

Meinung und auch in vielen Kreisen der Justiz und der Polizei als Sy-

nonym für Opferschutz und Opferhilfe da. In ihrer nunmehr vierzigjäh-

rigen Geschichte hat sie unbestreitbar viele Wege auch für die profes-

sionelle Opferhilfe geebnet. Die professionelle Opferhilfe arbeitet vie-

lerorts mit dem Weißen Ring hervorragend zusammen. Vor allem hat 

der Weiße Ring die Möglichkeit, auch mit Geld zu helfen. Dennoch er-

scheint diese ehrenamtliche Mitarbeiterstruktur – unserer Meinung nach 
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– nicht ausreichend. Laien sind nach unseren Erfahrungen mit der Be-

ratung und Begleitung von Menschen, die durch schwere Gewaltstraf-

taten traumatische Erfahrungen sammeln mussten, schnell überfordert. 

 

Die professionelle Opferhilfe in ihrer Vielfältigkeit hat sich in den  

letzten Jahrzehnten in den meisten Bundesländern entwickeln können. 

Mittlerweile gibt es starke und relativ stabile Opferhilfestrukturen in 

Hessen, Niedersachsen, Sachsen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpom-

mern, Hamburg und Berlin. Durch die aktuelle Bundesfinanzierung 

können Vereine auf dem Gebiet der fremdenfeindlichen oder Hasskri-

minalität nun endlich mit einer gewissen Sicherheit arbeiten. Sämtliche 

Initiativen arbeiten in der Organisation und Verwaltung auf der Basis 

ehrenamtlichen Engagements. Jedoch hat sich ein professionelles Be-

rufsbild des Opferhelfers durchgesetzt und opferbezogene Prävention 

wird auf hohem fachlichem Niveau ausgeführt. Die im ado vertretenen 

freien Trägervereine verfügten im Jahr 2014 über 48 Regionalbüros, die 

für knapp 12.000 Ratsuchende – vor allem in Fällen von Gewaltstraf-

taten – psychosoziale Beratung und/oder Begleitung realisierten.
13

 

Diese Struktur leistet somit einen wesentlichen Beitrag zur Vermeidung 

oder Milderung von psychischen, physischen und materiellen Folge-

schäden aus Straftaten, zur Verhinderung von Re-Viktimisierung und 

zur Reduzierung eines Gewaltkreislaufes – also zur opferbezogenen 

Prävention. 

 

Die Entwicklung und das gegenwärtige Netzwerk des Opferhilfe Sach-

sen e.V. dokumentiert dieses Bild eindrucksvoll. Der Verein präsentiert 

eine gut ausgebaute und funktionierende landesweit tätige profes-

sionelle Opferhilfe, der nicht nur durch eine institutionelle und Pro-

jektförderung aus dem Sächsischen Staatsministerium der Justiz hervor-

ragende Unterstützung erfährt. Seine ausgebildeten und kontinuierlich 

qualifizierten Mitarbeiter sichern in neun Beratungs- und weiteren 

Außenstellen durchgehende psychosoziale Beratung und Begleitung ab 

(2014: 1.804 Ratsuchende
14

). Ebenso arbeitet der Verein im Landes-

präventionsrat, in Vorbereitung der Sächsischen Landespräventionstage 

sowie in vielfältigen präventiven Netzwerken und bei Fachtagungen zu 

Themen des Opferschutzes und der Kriminalprävention erfolgreich und 
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intensiv mit. Jedoch können auf Grund fehlender zusätzlicher Mittel 

Ansätze und Projekte selektiver Prävention nur beschränkt durchgeführt 

werden. Die Qualität und Quantität dieses Vereinsangebots hängt auch 

zukünftig weitestgehend vom Eingang zugewiesener Geldauflagen aus 

Strafverfahren sowie von der Spendenbereitschaft für den Verein ab. 

 

Das Bild des Opfers einer Straftat ist in den Medien und damit auch in 

der Gesellschaft heute oftmals, und dies trotz allem scheinbaren Mit-

leid, verbunden mit den Assoziationen von Schwäche, eigener Schuld 

und mit Voyeurismus. Dabei kann eine strafbare Handlung jede und je-

den jederzeit treffen, ohne eigenes Zutun, nur weil man zur falschen 

Zeit am falschen Ort war. In vielen Fällen wird die Kompetenz des 

Staates angezweifelt, für die Sicherheit seiner Bürger einzustehen bzw. 

nach einer Straftat diesen die notwendige Hilfe und Wiedergutmachung 

zukommen zu lassen. Dabei gab und gibt es vom Staat eingerichtete 

Möglichkeiten, geschädigten und verletzten Kriminalitätsopfern erlit-

tenes Unrecht zumindest zum Teil wieder gut zu machen (z.B. Fonds 

Sexueller Missbrauch, Fonds Heimerziehung). Die Mitarbeiter und Mit-

arbeiterinnen des Opferhilfe Sachsen e.V. haben 2015 beispielsweise 

83 Ratsuchenden geholfen, Anträge beim Fonds Sexueller Missbrauch 

im familiären Bereich zu stellen. Davon sind derzeit noch bis auf weni-

ge Anträge, die bereits bewilligt wurden (10) oder über die es keine 

Rückmeldung von den Betroffenen über den Stand der Bearbeitung gibt 

(5), alle in der Bearbeitung. Dieser hohe Gebrauch zeigt einerseits den 

Bedarf für diesen Opferfonds und andererseits verweist er auf die Not-

wendigkeit von professionellen Opferhilfestrukturen, um diese sehr 

umfangreichen und zeitaufwändigen Anträge auch ordnungsgemäß und 

erfolgreich bearbeiten zu können. 

 

Die gesetzlichen Grundlagen für einen besseren Opferschutz im Straf-

verfahren sind auf europäischer und deutscher Ebene wesentlich er-

weitert worden. Jedoch werden viele wichtige Aspekte bis heute in der 

Praxis kaum genutzt. Prägnantes Beispiel ist die richterliche Video-

vernehmung im Ermittlungsverfahren, die kaum durchgeführt wird, und 

deswegen die Vernehmungen in der Hauptverhandlung – bei kindlichen 

Zeugen – nicht zu ersetzen vermag. Schwierig anzuwenden sind die 
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materiell-rechtlichen Strafbestimmungen zu „Nachstellung“ (= „Stalk-

ing“). Das Adhäsionsverfahren zur Mit-Regelung von Schadensersatz-

ansprüchen im Strafverfahren wird zwar mehr als früher, aber dennoch 

insgesamt selten angewandt.
15, 16 

 

Ebenfalls besteht im Opferentschädigungsrecht erheblicher Reformbe-

darf.
17

  

 

Ein eigenes Problem ist die zu geringe und sich auf wenige, vom Op-

ferschutz überzeugte Richter und Staatsanwälte beschränkende Fortbil-

dungsbereitschaft von Justizjuristen. So haben an den letzten sechs 

Fachtagungen des Opferhilfe Sachsen e.V., u.a. zu Themen wie Stal-

king, Sekundäre Traumatisierung oder Glaubwürdigkeitsgutachten, nur 

sehr wenige Vertreter der Justiz teilgenommen, obwohl diese Veran-

staltungen regelmäßig in Kooperation mit dem Sächsischen Ministeri-

um der Justiz durchgeführt und beworben wurden. Es ist daher nicht 

verwunderlich, wenn zum Beispiel eine Opferhelferin in einem Straf-

prozess als Zeugin mit der Frage konfrontiert wird „Sind Sie aussage-

psychologisch geschult?“ oder richterliche Entscheidungen getroffen 

werden, ohne geladene, traumatisierte Opfer anzuhören. Dazu ein aktu-

elles Beispiel aus Chemnitz. Dort wurde in der Berufungsverhandlung 

am Landgericht die Einstellung des Strafverfahrens gem. § 153 a StPO 

bei einer Verkehrsstraftat mit Zahlung einer geringen Geldbuße ent-

schieden. Die hochbetagte, sehr traumatisierte und körperlich Geschä-

digte wird lapidar und unfreundlich auf dem Gerichtsflur abgefertigt. 

Das ist nur ein relativ bescheidenes Beispiel für eine Vielzahl opfer-

schädlichen Verhaltens von Richtern. Mitarbeiter unserer Beratungs-

stellen berichten noch zu oft von einer Grundtendenz von Justizver-

tretern, die Auswirkungen der Taten auf die psychische Gesundheit und 

das damit verbundene erhöhte Schutzbedürfnis zu bagatellisieren. Die 

Betroffenen beklagen wiederholt unsensible intensive Befragungen, die 

den Eindruck erwecken, man glaube ihnen nicht. Besonders häufig wer-

den Erinnerungslücken als Mangel an Kooperationsbereitschaft oder 

bewusstes Verschweigen interpretiert. An dieser Stelle zeigt sich ganz 

deutlich, dass kaum Wissen zur Symptomatik von Traumafolgestörun-

gen vorhanden scheint. Erfreulicherweise gibt es natürlich viele Ver-
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handlungen die für den Opferzeugen relativ schonend verlaufen und 

von verständnisvollen Juristen geführt werden. Nach wie vor gibt es 

beispielsweise auch noch keine Fortbildungspflicht für Richter und 

Staatsanwälte in Kommunikationstechnik, die ihnen hilft, Vernehmun-

gen und auch Hauptverhandlungen – bei Wahrung der prozessualen 

Wahrheitssuche – so opferschonend wie möglich zu gestalten. 

 

Dass die Möglichkeiten der Ersetzung der Vernehmung in der Haupt-

verhandlung durch Vorführung einer Video-Aufzeichnung (§§ 58a, 

255a StPO) viel zu wenig genutzt werden, „totes Recht“ sind, liegt auch 

daran, dass die Ermittlungsrichter zu häufig wechseln und sich auf die 

Vernehmung von Kindern nicht ausreichend spezialisieren. Das 

Deutsche Institut für Menschenrechte meint hierzu: „Die Situation von 

Kindern und Jugendlichen in Gerichtsverfahren in Deutschland ent-

spricht derzeit weder den internationalen, menschenrechtlichen Anfor-

derungen noch den Vorgaben des Europarats zu kindgerechter Justiz.“
18

 

Es ist unbedingt zu hoffen, dass es hier durch die Festlegungen im 3. 

OpferRRG langfristig zu einer Veränderung kommt. 

 

Schließlich fehlen weiterhin wissenschaftliche Studien zur Anwen-

dungshäufigkeit und zu den Auswirkungen der vielen neuen opfer-

schützenden gesetzlichen Regelungen auf die Praxis. Eine konstruktive 

Kooperation zwischen Polizei oder Justiz und professioneller Opfer-

hilfe ist auf diesem Gebiet – bundesweit gesehen – eher noch die Aus-

nahme. 

 

Für neue Gesetzgebungsmaßnahmen werden die inzwischen jahrzehn-

telangen Erfahrungen der professionellen Opferhilfe zu wenig beach-

tet. So wurden die Empfehlungen aus den angefragten Stellungnahmen 

der professionellen Opferhilfe-Einrichtungen zum 3. Opferrechtsre-

formgesetz vom Gesetzgeber nicht eingearbeitet. Wichtige Grundlagen 

bleiben in der Länderhoheit. Es ist zu hoffen, dass alle Bundesländer 

geeignete Richtlinien finden, um die Anerkennung der Personen und 

Stellen zu bestimmen, die für die psychosoziale Prozessbegleitung bei-

geordnet werden können und welche Aus- und Weiterbildungen im Sin-

ne des Gesetzes anerkannt werden. Bestehende Helferstrukturen sollten 
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dabei beachtet, Lücken im System der psychosozialen Prozessbeglei-

tung und professionellen Opferhilfe geschlossen werden. Dennoch kann 

die Befürchtung nicht völlig ausgeblendet werden, dass die Änderungen 

nur zu einem weiteren Flicken der Opferrechte im juristischen „Tep-

pich“ werden.  

 

 

Welche Probleme sollen und müssen vorrangig bearbeitet werden 

und warum? 

 

1. Gesetzliche Entwicklungen – das 3. Opferrechtsreformgesetz (3. 

OpferRRG) 

 

Prinzipiell ist das 3. Opferrechtsreformgesetz vom 21. Dezember 2015 

aus Sicht der professionellen Opferhilfe zu begrüßen. Damit sollen die 

Verpflichtungen aus der Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Mindeststan-

dards für die Rechte, die Unterstützung und den Schutz von Opfern von 

Straftaten umgesetzt werden. Insbesondere bei den Verfahrens- und In-

formationsrechten und mit der Einführung eines Rechtsanspruchs auf 

kostenlose psychosoziale Prozessbegleitung für Kinder, Jugendliche 

und Widerstandsunfähige, die Opfer schwerer Sexual- oder Gewaltde-

likte geworden sind, wurden die Schutzstandards erhöht. Die Veranke-

rung des Anspruchs auf Psychosoziale Prozessbegleitung – zumindest 

für eine wichtige Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen – im Gesetz 

erscheint als der wesentliche Fortschritt im Strafrecht. 

 

Es bleibt nun abzuwarten, ob die oben genannten bestehenden Struktu-

ren durch diese neuen gesetzlichen Regelungen gestärkt werden können 

und wie sich die Beiordnungen (§ 406g, Abs. 3 StPO) sowie die Rege-

lung der Gebühren für die Psychosoziale Prozessbegleitung (Artikel 3 

„Änderung des Gerichtskostengesetzes“) in der Praxis bewähren. Zu 

hoffen ist, dass die aus der Praxis jahrzehntelanger psychosozialer Zeu-

genbegleitung vorgebrachten Vorschläge und Hinweise zur Verbes-

serung des Opferschutzes im Strafprozess in der praktischen Um-

setzung der Gesetzesvorlage und in den länderrechtlichen Bestimmun-



 

14 

gen zum Tragen kommen. Bestehende Strukturen konstruktiver Zusam-

menarbeit zwischen Justiz und professioneller Opferhilfe zum Schutz 

von Opfern vor erneuter Viktimisierung im Ermittlungs- und Strafver-

fahren sollten sich weiterhin entwickeln können und damit die Bedeu-

tung von Opferhilfeeinrichtungen, die oft die ersten sind, die Hinweise 

auf die besonderen Situationen von Verletzten erhalten, zunehmen. 

 

 

2. Stärkung professioneller Opferhilfestrukturen 

 

Die Arbeit der Beratungs- und Clearingstellen der professionellen 

Opferhilfe müssen gerade vor dem Hintergrund der EU-Richtlinie 

2012/29/EU und die bundesdeutschen Regelungen in den letzten Jahren 

gestärkt und ihr Angebot ausgebaut werden. Dazu gehören auch ausrei-

chende Therapiemöglichkeiten und schnellere Zugänge zu Therapie-

plätzen. Um fehlende Opferhilfeeinrichtungen auf der Basis der vielfäl-

tigen Erfahrungen aus der Praxis aufbauen zu können und die bundes-

weite Vernetzung der bestehenden Strukturen professioneller Opferhil-

fe voranzutreiben, braucht es gleichfalls eine Förderung entsprechender 

Dachverbände, wie den ado. Wie oben erwähnt werden solche Bundes-

verbände im Bereich der Straffälligen-Hilfe vom Bund gefördert.
18

 Es 

genügt also nicht nur, die entsprechenden Richtlinien in Bundes- und 

Ländergesetze zu übertragen, sondern parallel dazu auch die Wertigkeit 

von Opferhilfeeinrichtungen und die Rolle des Opferberaters zu star-

ken. Berater sind keine Therapeuten, haben dennoch klare Berufsbil-

der, Ausbildungs- und Qualifikationsanforderungen, fachliche Stan-

dards, Netzwerke usw. usf. Nur in diesem Zusammenhang – geforderte 

Fachlichkeit und entsprechende finanzielle Rahmenbedingungen – kön-

nen juristische und soziale Praxis zum Wohle von Kriminalitätsopfern 

wirken und das System des institutionellen Vertrauens für die Betrof-

fenen wiederherstellen helfen.  

 

Auf der Ebene der Weiterbildung von Polizisten wurden in den letzten 

Jahren sehr gute Ergebnisse erzielt und damit die Kooperation zwischen 

Opferhilfeeinrichtungen und den örtlichen Polizeikräften verbessert. 

Besonders im Bereich der häuslichen Gewalt (Gewaltschutzgesetz, 
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2002) und des Stalking können frühzeitig Maßnahmen zum Schutz vor 

Gewalt und Nachstellungen ergriffen werden. Dennoch erscheint es für 

Polizisten auch auf diesem Gebiet oft frustrierend, wenn die solide Er-

mittlungs- und Schutzarbeit durch die juristischen Instanzen durch-

kreuzt werden und Einstellungen und Freisprüche erfolgen. So führte 

beispielsweise in Berlin, 2011, nicht einmal 1% der Verfahrensein-

gänge zum Straftatbestand Nachstellung zu einer Verurteilung der Tä-

ter.
19

 Die Gründe dafür, dass der 2007 eingeführte Straftatbestand in der 

Praxis kaum zur Verurteilung kommt, wurden hinlänglich in der Fach-

literatur beschrieben.
20

 Selbst die Justizminister der Länder haben in ih-

rer Frühjahrskonferenz 2015 den Änderungsbedarf für § 238 StGB fest-

gestellt um effektiv gegen nachstellendes Verhalten vorgehen zu kön-

nen. Nach Erfahrungen aus dem sächsischen Justizbereich kommen ge-

schulte und in ihrer Berufspraxis häufiger mit solchen Fällen vertraute 

Staatsanwälte zwischenzeitlich ganz gut mit den Problemen in der Er-

mittlung und Darstellung des Sachverhaltes zurecht. 

 

In der praktischen Zusammenarbeit anderer Institutionen ist ebenfalls 

oft zu spüren, dass den Arbeitsweisen und Methoden professioneller 

Opferhilfeeinrichtungen immer noch Skepsis oder Ignoranz entgegen-

gebracht wird. Mitarbeiter unserer Beratungsstellen in Sachsen berich-

ten beispielweise häufig über sehr schwierige Bedingungen in der Ko-

operation mit den Jugendämtern. Sobald das Jugendamt die Zuständig-

keit nach dem § 8a KJHG an sich nahm, wurde der Opferhilfe Sachsen 

e.V. in einigen Standorten oftmals aus der Kooperation zum Fall ausge-

schlossen, da der Verein kein freier Träger der Jugendhilfe ist. Außer-

dem sind unsere Mitarbeiter zur Anzeigepflicht und Preisgabe von per-

sönlichen Angaben – wenn die Einschätzung besteht, dass der Betrof-

fene dadurch weitere Belastungen erhalten und der Opferschutz nicht 

gewährleistet werden kann – nicht verpflichtet. Wir haben zudem auch 

die Erfahrung machen müssen, dass Anzeigen von Mitarbeitern unserer 

Beratungsstellen wegen Kindeswohlgefährdung bei Jugendlichen ab 16 

in einigen Fällen nicht ernst genommen werden. Es kostet dann viel 

Zeit und Mühe, zuweilen auch anwaltliche Unterstützung, um eine In-

obhutnahme oder zumindest irgendeine Hilfe in die Wege leiten zu 

können. An dieser Stelle sollten für eine effektive opferbezogene Prä-
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vention der gegenseitige professionsübergreifende Austausch von Er-

fahrungen und die vertrauensvolle und konstruktive Kooperation ge-

sucht werden. Zum einen könnten zum Symposium Beispiele für gute 

Praxis in der Zusammenarbeit gesammelt werden. Zum anderen sollten 

über Forschungsarbeiten zur Prozessqualität, zu den Leistungen, Zielen 

und Ergebnissen solcher Kooperationen Zuarbeiten für ein standardi-

siertes Vorgehen auf beiden Seiten geliefert werden. 

 

 

3. Die Rolle der Wissenschaft 

 

Die professionelle Opferhilfe partizipiert von den Erkenntnissen und 

Schlussfolgerungen verschiedener Disziplinen, vor allem aus der Kri-

minologie, Viktimologie, Psychologie, Psychotraumatologie sowie aus 

verschiedenen Rechtsgebieten, insbesondere Straf- und Strafprozess-

recht. Um individuelle Prozesse der Opferwerdung einschätzen und ge-

eignete Interventionen ableiten zu können, benötigen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter ein reichhaltiges interdisziplinäres Fachwissen. Dieses 

wird in den entsprechenden Qualifikationskursen – zum Beispiel in den 

Fortbildungen des ado – breitgefächert und systematisch angeboten. 

Leider fehlt in den jeweiligen Studiengängen bis heute die Vermittlung 

grundsätzlicher Wissensbestände im Bereich der Opferhilfe und des 

Opferschutzes immer noch. So berichten Studenten der Fachrichtung 

Soziale Arbeit, dass sie kaum Inhalte zum Straf- und Strafprozessrecht 

vermittelt bekommen. In der Praxis der juristischen Ausbildung werden 

Inhalte der Viktimologie oder gar der Psychotraumatologie völlig ver-

nachlässigt. Für eine geeignete Prävention braucht es aber auf allen Sei-

ten ein gewisses Basiswissen und Grundverständnis, damit die Bemü-

hungen der Opferhilfe zur Gewaltprävention erfolgreich sind und die 

Folgen von Straftaten – auch für die Gesellschaft – minimiert werden 

können. Veranstaltungen wie dieses Symposium zur Gewaltprävention 

oder die unterschiedlichen Präventionstage auf Bundes- und Länderebe-

ne zeigen den richtigen Weg des Transfers von Wissen und Erfahrung 

auf. 
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Zwischen 2012 und 2014 führte die Kriminologische Zentralstelle in 

Wiesbaden im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 

und in Kooperation mit dem Arbeitskreis der Opferhilfen e.V. (ado) 

eine Untersuchung durch, die zu einer umfassenden Bestandsaufnahme 

aller Opferhilfeeinrichtungen der Bundesrepublik Deutschland, die sich 

der Beratung und Betreuung von Betroffenen von Gewalt- und Sexual-

delikten widmen, führte.
21

 Die in quantitativen Umfragen und qualita-

tiven Interviews erhaltenen Daten ermöglichten erstmals eine überre-

gionale und inhaltlich grenzüberschreitende Darstellung der deutschen 

Opferhilfelandschaft. Diese Übersicht, die auch in eine frei zugängliche 

Datenbank mündete (Onlinedatenbank für Betroffene von Straftaten – 

ODABS, http://www.odabs.org), zeigte erneut die Unterschiedlichkeit 

und die Lücken im deutschen Opferhilfesystem. Jedoch kann sie keine 

Aussagen zur Qualität und Wirkung der durchgeführten Beratung und 

Begleitung bestehender Einrichtungen im Sinne einer erfolgreichen Ge-

waltprävention liefern. Für das Bemühen der professionellen Opferbe-

rater gegen die erneute Viktimisierung im Ermittlungs- und Strafpro-

zess und somit für die indizierte Gewaltprävention in der Opferhilfe 

liegt bisher nach meiner Kenntnis keine katamnestische Studie vor. Die 

in unserem Verein vor Jahren durchgeführten Befragungen von Ratsu-

chenden nach erfolgter Beratung mittels knappen Fragebogen waren 

nicht wirklich aussagekräftig. An dieser Stelle sollte ein Austausch mit 

der angewandten Viktimologie erfolgen, um geeignetere Untersu-

chungsmethoden entwickeln und umsetzen zu können. Deren Ergebnis-

se könnten unmittelbar in das Qualitätsmanagement bestehender Ange-

bote und die Entwicklung weiterer Angebote für bisher vernachlässigte 

oder nicht erreichbare Opfer von Straftaten einfließen.  

 

Als Vertreter des Arbeitskreises der Opferhilfen in Deutschland kann 

ich mich schließlich nur den Forderungen des Bundesverbandes der 

Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff) anschließen, die Poli-

zeilichen Kriminal- und die Strafverfolgungsstatistiken aufeinander ab-

zustimmen.
22 

Ebenso erscheint es weiterhin notwendig – wie Frau Haas 

in ihrer Stellungnahme zum Symposium betont – die viktimologische 

Forschung zu den Opferbedürfnissen und -erwartungen auszubauen und 

die Forschungsarbeit kleinerer Studien in einen größeren Zusammen-
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hang zu stellen. Die Ergebnisse dieser Arbeiten dienen direkt der För-

derung von Präventionsbemühungen. 

 

 

4. Menschen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen als Opfer 

von Straftaten 

 

Internationale und bundesweite Studien weisen deutlich darauf hin, 

dass Menschen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen einem er-

höhten Risiko ausgesetzt sind, in verschiedenen Lebenssituationen und 

Altersphasen Opfer von psychischer, körperlicher und sexueller Gewalt 

zu werden.
23,24

 Dabei spielt es erst einmal keine Rolle, ob Kinder, Ju-

gendliche, Frauen oder Männer im familiären Nahbereich, in Institu-

tionen oder im öffentlichen Raum davon betroffen sind. Durch ihre 

Opferwerdung können sie zusätzlich und wiederholt in schwierige Le-

benslagen und Abhängigkeiten kommen. Hinzu kommt, dass Polizei 

und Justizorgane, wie auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 

Einrichtungen der Behinderten- und Opferhilfe oftmals Unsicherheiten 

offenbaren, mit den Betroffenen und den Folgen dieser strafrechtlich 

relevanten Taten angemessen umzugehen. Nach wie vor ist für diese 

Menschen die personal erfahrene Gewalt in einem Netz alltäglicher 

Diskriminierung und struktureller Gewalterfahrung eingebettet. Außer-

dem fehlen oftmals genügend niedrigschwellige und barrierefreie 

Schutz- und Unterstützungsangebote, innovative Beratungskonzepte 

sind wenig bekannt und traumatisierende Erfahrungen können wegen 

fehlender therapeutischer Angebote kaum bewältigt werden. 

 

Der Opferhilfe Sachsen e.V. hat u.a. mit Unterstützung des Arbeits-

kreises der Opferhilfen Deutschland (ado) e.V. und mit Förderung der 

Aktion Mensch e.V. 2015 eine Fachtagung zu diesem Themengebiet 

durchgeführt, in dem offenkundig wurde, welche vielfältigen Probleme 

bestehen. Durch eine Kooperationsvereinbarung mit einem landeswei-

ten Träger der Behindertenarbeit sollen hier einige dieser Schwierig-

keiten gemeinsam bearbeitet werden, um eine bessere Betreuung von 

Menschen mit Behinderungen, die Opfer einer Straftat geworden sind, 

zu erzielen.  
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5. Jungen und Männer als Betroffene von sexueller Gewalt 

 

Im Rahmen der Tätigkeit des Opferhilfe Sachsen e.V. wird nach wie 

vor deutlich, dass von sexueller Gewalt betroffene Jungen und Männer 

in der Öffentlichkeit (Medien, Politik, Forschung usw.) sowie in den 

Hilfestrukturen der psychosozialen Arbeitsfelder kaum wahrgenommen 

werden und gegebenenfalls selten Unterstützung erfahren. Zudem neh-

men sie seltener Hilfe für sich in Anspruch. Auf diesen Tatbestand wird 

auch in der einschlägigen deutschen Fachliteratur verwiesen.
25

 Um die 

Komplexität von Missbrauchssystemen sowie die Rolle und das Em-

pfinden der Betroffenen zu verstehen, braucht es zum einen tiefgründi-

ges Wissen, das durch weitere Studien und praktischen Erfahrungsaus-

tausch erzielt werden kann. Zum anderen muss weiterhin ein gesamtge-

sellschaftlicher Kommunikationsprozess in Gang gebracht werden, der 

das Thema enttabuisiert und ein reales Bild vom tatsächlichen Ausmaß 

der sexuellen Gewalt an Jungen und Männern vermittelt. Im Ergebnis 

können konkrete qualifizierte Angebote zur Hilfe aufgebaut werden, die 

das Thema und die Zielgruppe benennen und für die Betroffenen tat-

sächlich zugänglich sind. Somit kommen auch präventive Ziele in den 

Fokus. Es soll gleichzeitig die erneute Opferwerdung vermieden, wie 

auch einer Opfer-Täter-Dynamik entgegenbearbeitet werden.  

 

 

6. Migranten als Opfer von Gewalt 

 

In der aktuellen Berichterstattung und öffentlichen Meinung überwiegt 

zunehmend die Perspektive auf die Täterschaft von Migranten. Diese 

Sicht erscheint nicht nur für die Aufgabe der Integration ankommender 

Flüchtlinge und bereits in Deutschland lebender ausländischer Mitbür-

ger äußerst fatal, sondern auch für die Bewältigung der Traumata dieser 

Menschen, die sie durch Krieg und andere lebensbedrohliche Situatio-

nen erlitten haben, und für den Schutz dieser Menschen vor einer er-

neuten Opferwerdung in Deutschland. Mussten wir uns bereits 

schmerzlich eingestehen, dass die bisherigen Integrationsangebote völ-

lig unzureichend waren und selbst die normale, geordnete Registrierung 

und Bearbeitung von Einwanderern in Deutschland vor dem Hinter-



 

20 

grund gewaltiger Flüchtlingsströme versagte, so müssen wir weiterhin 

konstatieren, dass wir überhaupt nicht vorbereitet sind, in Beratung und 

Begleitung diesen Menschen im Falle einer erlebten Straftat wirkungs-

voll beizustehen. 

 

Es fehlt in der professionellen Breite das Wissen um die kulturellen Be-

sonderheiten der verschiedenen Volksgruppen, an Methoden für einen 

geeigneten Umgang, z.B. mit sprachlichen Mustern oder geschlechts-

spezifischen Einstellungsmustern. An dieser Stelle müssen durchaus 

vorhandene Erfahrungen und Angebote von Organisationen, wie bei-

spielsweise von Medica Mondiale oder den im gesamten Bundesgebiet 

tätigen Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer, umge-

hend vervielfältigt und ausgebaut werden. 

 

Es wurde durch verschiedene Studien schon seit langem nachgewiesen, 

dass in vielen Migrantengruppen ein von Gewalt geprägtes innerfami-

liäres Rollenvorbild (Stichworte: hohe Gewaltbelastung, patriarchale 

Gewalt, Gehorsam, weibliche Opferrolle, Akzeptanz und Propagierung 

von Gewalt in Peergroups) dominiert.
26

 Zusammen mit fehlender Inte-

gration (Stichpunkte: Chancengleichheit im Bildungssystem, bestehen-

de Kommunikationsprobleme und Vorurteile, Leben in sozialen Rand-

gruppen, wachsende soziale Gegensätze, ungenügende Akzeptanz in 

der unmittelbaren Lebensumwelt usw. usf.) ist das ein Nährboden für 

eine antiquiert erscheinende, eindimensionale, darüber hinaus auch ras-

sistisch geprägte Sicht auf das Problem. Täter sollen schneller und här-

ter abgeurteilt und abgeschoben werden. Das scheint der gesellschaftli-

che Konsens zu sein. Die Opfer stehen mal wieder hintendran. Die pro-

fessionelle Opferhilfe erscheint hier überfordert und für die kom-

menden Aufgaben auf diesem Gebiet kaum vorbereitet und ausgerüs-

tet.  

 

An dieser Stelle und zum Abschluss möchte ich überleiten zu der aktu-

ellen Debatte über Forderungen, die in Folge der Kölner Ereignisse in 

der Silvesternacht von Feministinnen mit dem Aufruf “Gegen Sexuali-

sierte Gewalt und Rassismus. Immer. Überall. #ausnahmslos” angesto-

ßen wurde.
27

 Ich kann auch hier unterstreichen, nur ein offener und 
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differenzierter Diskurs zu den Themen Rassismus, Sexismus und se-

xualisierte Gewalt ist im Sinne der Opfer und der professionellen 

Opferhilfe.  
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